
  
  

 

 

 

 
 
Mitteilungen der Elternkammer Hamburg über die Arbeit von Plenum – Ausschüssen - Vorstand 

Für die Elternräte der öffentlichen Schulen in Hamburg · Für die Mitglieder der Kreiselternräte 
 
 

Aktuelles: 

Novellierung Schulgesetz 
Der Entwurf für eine Novellierung des Hamburgischen 

Schulgesetzes liegt seit Anfang Oktober vor. Derzeit 
würde in den Fachabteilungen der BBS an Feinheiten 
noch „wild gearbeitet“, berichten der Kammer am 
26.11.02 Frau Wedel-Dreyer und Frau Pörksen von der 
Rechtsabteilung der BBS, ohne allerdings auf Inhalte 
eingehen zu können.  

Die Terminvorstellungen der Koalition setzen die Bera-
tungen unter enormen Zeitdruck. Die Elternkammer 
muss bereits am 7. Januar 2003 eine Stellungnahme 
abgeben. Die Details der beabsichtigten Novellierung 
wurden im Vorstand, in den Ausschüssen und in einer 2-
tägigen Wochenend-Sondersitzung des Plenums unter 
Anhörung der Leiterin des Amtes für Schule, Frau Inge-
borg Knipper und Frau Wedel-Dreyer, Vertreterin der 
Rechtsabteilung erörtert.  Die Ergebnisse der Beratungen 
in Eltern- und Kreiselternräten  werden in die Stellung-
nahme der Elternkammer eingearbeitet.  

Die hierfür gebildete Redaktionsgruppe hat dem Plenum 
am 26.11. vorab eine Übersicht der wesentlichen Inhalte 
für eine Stellungnahme vorgelegt. Das Plenum gab zu 
den Schwerpunkten der zu vertretenden Standpunkte ein 
sehr einmütiges Meinungsbild ab (s. Kasten).  

Ein generelles Problem der Novellierung wurde von der 
Kammer gesehen, dass als wichtige Basis für die Umset-
zung der vorgesehenen Änderungen die Bereitstellung 
der erforderlichen Ressourcen nicht gegeben ist, notwen-
dige fachliche Untermauerungen an vielen Stellen fehlen 
und die Zeit für eine sorgfältige Befassung aller Beteilig-
ten nicht eingeräumt wird. Unter diesen Umständen ist 
nur zu hoffen, dass wir für unsere Stellungnahme keinen 
Fallstricken zum Opfer fallen. 

 „Einstweilige Verfügung“ 
gegen BBS 

Die Schulbehörde hat wie auch immer in früheren Jah-
ren die Informationsschrift: „Den richtigen Weg wählen“ 
als Hilfe für Eltern für die Wahl der weiterführenden 
Schule herausgegeben. Nützliche Informationen – aber 
bitte korrekt! 

Die Broschüre stellt nun die vom Senat gewünschte 
Umstrukturierung wichtiger Teile des Hamburger Schul-
systems so dar, als wären sie bereits „beschlossene Sa-
che“. Zitat der falschen Information: „Schülerinnen und 
Schüler, die ab dem Schuljahr 2002/03 die 5. Klasse 
eines Hamburger Gymnasiums besuchen, werden bereits 
in acht Schuljahren zum Abitur geführt.“ 

Damit werden nicht nur die Kammern, sondern sogar 
die Hamburgische Bürgerschaft als der höchste Souverän 
Hamburgs schamlos übergangen!  

Gegen die Verbreitung dieser Falschinformation reicht 
die Elternkammer eine einstweilige Verfügung ein. 

„Gutsherrenart“  
darf nicht Schule machen! 
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Für die Formulierung der Stellungnahme zur 
Schulgesetznovelle vertritt die Elternkammer 
nach intensiver Diskussion in deutlicher Ein-
mütigkeit folgende Standpunkte: 
Vorschule:  

- Recht auf Vorschulplatz für alle Kinder  
- Verlässlichkeit der Vorschule mit Recht auf  

Anschlussbetreuung 
- Keine Reduzierung auf Sprachentwicklung  
- Angebote der BBS für Sprachförderung, keine  

Zurückstellung für Kinder, die mit 4 Jahren getestet 
wurden, Anspruch auf Einschulung,  Bezug auf 
sprachlichen Entwicklungsstand aufnehmen 

Grundschule: 
- Integration muss erweitert und verbessert werden 
- Integrative Regelklassen und Integrationsklassen als 

Regelangebote  
- Keine Förderzentren, mehr Integration vor Ort 
- Verlässlichkeit deutlich im Gesetz verankern 
- Elternwahlrecht der Zeugnisform erhalten  
- Umsetzungen nur mit Einverständnis der Erziehungs-

berechtigten: bleibt nach Diskussion strittig, deshalb 
zurückgestellt. 

Haupt- und Realschule: 
- Beobachtungsstufe in der bisherigen Form: es wird 

zum derzeitigen Zeitpunkt keine Aussage zur integ-
rierten Haupt- und Realschule gemacht.  

Gesamtschule: 
- Beibehaltung der bisherigen Beschreibung 

Gymnasium: 
- Abitur nach 12 Schuljahren bei Sicherstellung der 

hierfür erforderlichen Rahmenbedingungen  
- Beibehaltung der Beobachtungsstufe Klasse 5 und 6 

wie bisher, wobei die Beratung in den 4. Klassen für 
die Entscheidung der Schulwahl zu verbessern ist 

Weiterführende Schulen: 
- Aufbaugymnasium und Fachoberschule wie bisher  
- Der allgemeinen Bildungsauftrag der Berufsschulen 

ist durch Unterricht in allgemeinbildenden Fächern si-
cherzustellen  

- Stärkung der Rechte behinderter Schülerinnen und 
Schüler 

Sonderschulen: 
- Keine schulenübergreifende Zusammenfassung von 

Förderschwerpunkten an einer Schule 

Allgemeines: 
- Lernmittelfreiheit erhalten.  
- Elternmitwirkung ausbauen und stärken  
- Stärkung der Schulkonferenz  
- Für Standardsicherung KMK Entscheidungen  

einbeziehen, Verbesserung des Unterrichts ist  
Voraussetzung 

Ihre Anregungen für Ergänzungen, für neue oder andere 
Schwerpunktsetzungen sind gefragt – bitte zur Berücksich-
tigung für die endgültige Beschlussfassung einer Stellung-
nahme an die Geschäftsstelle der Elternkammer einsenden 
(Adressen stehen im Impressum). 
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Stellungnahmen  
der Elternkammer  
zu Vorlagen der BBS: 

Verordnung Schulfahrten 
Die Verordnung regelt nunmehr z.B. Regelungen für 

den Ausschluss von Kindern bei Schulfahrten, die Zu-
stimmung der Eltern, die Vorsorge für Erste Hilfe oder die 
Bedingungen der Benutzung privater PKW im Zusam-
menhang mit Schulfahrten. Wesentliche, auf Betreiben 
der Elternkammer vorgenommene Änderungen wurden in 
die Verordnung aufgenommen, so besonders die generel-
le Aufsichtspflicht der Lehrer zur Sicherstellung des Ver-
sicherungsschutzes. Da hier noch Präzisierungen der 
Formulierung erforderlich erscheinen, konnte die Kammer 
der Verordnung nur unter Vorbehalt von Nachbesserun-
gen zustimmen. 

 

Keine Zustimmung zu ver-
kürzter Lehrerausbildung 

Die Verordnung "Novellierung der Richtlinien über Ziele, 
Gestaltung und Organisation der Ausbildung im Vorberei-
tungsdienst für die Lehrämter an Hamburger Schulen" 
sieht eine Verkürzung des Vorbereitungsdienstes von 24 
auf 18 Monate vor. Die dann für erforderlich gehaltene 
Erweiterung des schulpraktischen Teils der Ausbildung, 
z.B. durch gegenseitig hospitierte schulpraktische Übun-
gen wird durch die Verordnung aber nicht verbindlich 
festgeschrieben. Zur Bewertung weiterer Details stand 
der Kammer keine angemessene Beratungszeit zur Ver-
fügung.  Die Elternkammer  bringt allerdings bereits 
allein aufgrund der oben aufgezeigten Mängel missbilli-
gend zum Ausdruck, dass sich mit der Verordnung die 
Situation am Studienseminar verschlechtert." 

 
 

Positionspapier zur Ganz-
tagsschule  

Der Landesschulbeirat, die Schülerinnenkammer, die 
Elternkammer und die Lehrerkammer haben gemeinsam 
ein Positionspapier entwickelt, in dem die Einrichtung von 
mehr gut ausgestatteten Ganztagsschulen in Hamburg 
gefordert wird. Das Plenum hat dem vorgelegten Entwurf 
einmütig zugestimmt. Es wurde empfohlen, noch Präzi-
sierungen bezüglich des Bezugs auf alle Schulformen und 
der Verlässlichkeit des Ganztagsbetriebs aufzunehmen. 
Sobald die anderen beteiligten Gremien der Endfassung 
zugestimmt haben, wird das Positionspapier im vollen 
Wortlaut veröffentlicht. 

 

In eigener Sache: 

Info-Blatt zur Elternkammer 
 Bereits in der letzten Sitzung des Plenums hat die El-

ternkammer beschlossen, ein Faltblatt zur Arbeit der 
Elternkammer herauszugeben. Es soll in diesem Jahr in 
ausreichender Stückzahl sowohl den Elternräten aller 
Hamburger öffentlichen Schulen als auch an den Grund-
schulen allen Klassenelternvertretern der neuen ersten 
Klassen zur Verfügung gestellt werden. Der Versand 
erfolgt noch vor den Ferien. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Organisatorisches 
Die Redaktion der KURZINFO ist der Meinung, 

dass die Aktualität der Herausgabe unserer Mittei-
lungen Vorrang hat vor dem Anspruch einer umfas-
senden Darstellung der Arbeit der Elternkammer. 
Unter dem Motto „In der Kürze liegt die Würze“ 
Sollte so jede Ausgabe nicht viel später als eine 
Woche nach den jeweiligen Beratungen des Ple-
nums bei den Elternräten der Schulen eintreffen. 

Mit den Errungenschaften des Mediums Internet 
können Sie zusätzlich alle Informationen, zum Teil 
in den Originalfassungen über die Homepage der 
Elternkammer finden, einsehen oder zur weiteren 
Bearbeitung herunterladen.  Bestimmte Ausarbei-
tungen können Sie auch über die Geschäftsstelle 
der Elternkammer telefonisch bestellen. Adressen 
und Telefonnummern stehen hier im Kasten unter 
dem Impressum. 
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